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für sie viel eher die Gefahr, ähnlich wie zur Zeit Napoleons, zum Schauplatz 
der Auseinandersetzungen zu werden.

Was den Besuch Mussolinis betrifft, so verneinte auch Freiherr von Weiz­
säcker, dass der Abschluss eines Bündnisvertrages beabsichtigt sei. Jedenfalls 
sei ihm von derartigen Absichten nichts bekannt und es bestehe seines Erach­
tens auch keinerlei Bedürfnis nach einen solchen Bündnis. Das deutsch-italieni­
sche Verhältnis beruhe auf der Parallelität der Interessen. Allerdings glaube er 
sagen zu können, dass es auch falsch wäre, auf eine Änderung des Kurses der 
beiden Mächte zu spekulieren. Es dürfte kaum so leicht gelingen, Italien von 
seiner freundschaftlichen Einstellung gegenüber Deutschland abzubringen.

Trotz den zahlreichen beunruhigenden Vorfällen, die sich in der letzten Zeit 
zugetragen haben, legte Freiherr von Weizsäcker einen auffallenden Opti­
mismus an den Tag, wozu vermutlich beigetragen hat, dass er bereits davon 
Kenntnis hatte, dass Italien sich der Mittelmeerkontrolle anschliessen werde. 
Er äusserte sich ferner dahin, dass ihm die Gefahr eines bewaffneten Konflikts 
in Europa völlig ausgeschlossen scheine. Vor 1914 hätten derartige Vorfälle 
zweifellos zu einem Krieg geführt, heute sei ein solcher deswegen nicht zu 
befürchten, weil im Grunde genommen keine Macht zu einem solchen bereit 
sei. Er sei überzeugt, dass mindestens für zwei Jahre, d . h .  solange man über­
haupt die Entwicklung der Dinge einigermassen Voraussagen könne, ein Krieg 
nicht zu befürchten sei. Das sei nicht nur eine diplomatische Äusserung, son­
dern wirklich seine Überzeugung. Übrigens werde er selbst an seinem Posten 
alles tun, um zu verhüten, dass etwas derartiges Vorkommen könnte.

Erwähnenswert ist noch eine Bemerkung zu Hitlers Schlussrede am Par­
teitag. Sein Hinweis auf das europäische Gleichgewicht sei wohl im Ausland 
meistens falsch verstanden worden. Er habe mit diesem Hinweis nicht von einer 
balance of power sprechen wollen, sondern die Auffassung vertreten, dass ein 
weiteres Umsichgreifen des Kommunismus in Europa von Deutschland nicht 
hingenommen werden könnte. Das sei aber etwas ganz anderes als der Grund­
satz des Gleichgewichts der europäischen Mächte.
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Ministère public de la Confédération

Bern, 22. September 1937

A K T E N N O T I Z  1

Besuch von Herrn Legationssekretär Budde der deutschen Gesandtschaft in 
Bern, z. Z. beauftragter Geschäftsträger, da der Minister krank im Salem und 
Herr von Bibra noch in Deutschland.

1. Cette notice est signée: Nadig.
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1. Herr Budde überbringt Drohschreiben an Ahrens2 in Luzern und Zei­
tungsausschnitte, die Protestversammlungen und Demonstrationen gegen 
Ahrens ankündigen. B[undes] Anwaltschaft] wird Polizei benachrichtigen. 
Ahrens geniesst den persönlichen Schutz gegen tätliche Angriffe seiner Person 
wie jeder andere Schweizerbürger oder Ausländer in der Schweiz.

2. Herr Budde wirft die Frage der Landesleitung und der Kreisleiter in der 
Schweiz auf und verweist auf die gegenwärtige Pressepolemik. Ahrens soll 
Richtigstellungen an verschiedene Zeitungen, insbesondere NZZ, gesandt 
haben.

BA vertritt den Standpunkt, dass eine ausländische Parteiorganisation mit 
hohen Parteifunktionären, eigenen Adjutanten, Sekretären etc. unzulässig ist. 
Der Bundesratsbeschluss nach der Ermordung Gustloffs3 ist und bleibt in 
Kraft.

Demgegenüber können Ausländer im Rahmen der geltenden Vereinsfreiheit 
lokale, örtlich begrenzte Vereine gründen, wobei es gleichgültig ist, ob in den­
selben gesungen oder der Hitlergruss geübt wird, solange die Tätigkeit nicht 
staatsfeindlich wird.

Einigen könnte man sich vielleicht in dem Sinne, dass ein Herr der Gesandt­
schaft nebenher von Zeit zu Zeit eine Ortsgruppe beaufsichtigt, die Kasse kon­
trolliert oder bei Anlässen zugegen ist. Unzulässig wäre es jedoch, wenn unter 
dem Schutz der Exterritorialität des Gesandtschaftpersonals eine getarnte Lan­
desleitung mit der alten Organisation, Papier mit entsprechendem Briefkopf 
etc., neu aufgezogen würde.

Gegenüber einem solchen fait accompli von deutscher Seite wäre die hef­
tigste Opposition nicht nur der schweizerischen Linkskreise, sondern auch 
sämtlicher bürgerlicher und konservativen Parteien sowie der Militärkreise 
vorauszusehen.

Soweit der Standpunkt der Bundesanwaltschaft. Diese Frage wird jedoch in 
erster Linie vom eidg. Politischen Departement behandelt und entschieden 
werden.

2. A ugust Ahrens, rédacteur et éditeur du Deutsches Nachrichtenblatt à Lucerne.
3. Du 18 février 1936, cf. DDS, vol. 11, N ° 210 n. 1.
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